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KeinNeubaualsAsylunterkunft
DerMünchwiler Gemeinderat will künftig
Flüchtlinge dezentral unterbringen 41

Wasserstoff frisst zu viel Energie
Erneuerbare Energie DerKanton Thurgau kann das Problemder Stromüberschüsse nichtmit der Umwandlung inWasserstoff lösen.

Diese Speichertechnik ist gemäss einer Studie nochweit entfernt von einemwirtschaftlichen Einsatz.
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SolarstromkannohneZwischen-
speicher nicht zur nächtlichen
Beleuchtungverwendetwerden.
Beim Ausbau der erneuerbaren
Energien stellt sich deshalb zu-
nehmenddieFrage,wiediesege-
speichert werden können. Ant-
worten liefert ein letzter Woche
vomRegierungsrat veröffentlich-
terGrundlagenbericht zur Situa-
tion im Thurgau. Grosse Hoff-
nungen werden auf Wasserstoff
undMethangesetzt. Theoretisch
kann mithilfe der beiden Gase
der Klimawandel gestoppt wer-
den, wenn sie mit erneuerbarer
Energie produziert werden. Das
Prinzip ist einfach. Wasser kann
mit Hilfe von Strom in Wasser-
stoff und Sauerstoff gespalten
werden.KommtzumWasserstoff
Kohlendioxid dazu, wird daraus
Methan, auch als Erdgas be-
kannt.Gespeichertwerdenkönn-
te es im Netz der Erdgas Ost-
schweiz. Mit Erdgas kann man
heizen, Auto fahren oder einen
Generator betreiben.

Biszu80ProzentVerlustbei
derGasspeicherung

Der Bericht beziffert das Spei-
cherpotenzial auf 3,3Prozent des
jährlichen Stromverbrauchs im
Thurgau.Allerdings ist dieEner-
gieeffizienz dieses Verfahrens
sehr gering. Bis zu 80 Prozent
des eingesetzten Stroms gehen
verloren.GemässdemBericht ist
dieUmwandlung inWasserstoff,
Methan und auch in Methanol
noch «weit entfernt von einem
wirtschaftlichen Einsatz». Als
Beispiel wird der vomGrossver-
teiler Coop betriebene weltweit
erste Wasserstofflastwagen er-
wähnt. Betankt wird er im aar-
gauischen Hunzenschwil. Eine
Brennstoffzelle wandelt den
Wasserstoff inStromum,derden
Elektromotor antreibt. Die Be-
triebskostendesWasserstofflast-
wagens sind vergleichbar mit
einem konventionellen Diesel-

lastwagen. Allerdings sind Fahr-
zeuge mit Brennstoffzellen von
der Mineralölsteuer und der
Schwerverkehrsabgabe befreit.
«Bei einer breiten Anwendung
würden plötzlich grosseEinnah-
men für die Aufrechterhaltung
der Verkehrsinfrastruktur weg-
brechen», warnen die Verfasser
des Berichts. Ausserdem beruht
die Wirtschaftlichkeit auf sehr
tiefenStromkostenvon4Rappen
pro Kilowattstunde.

Im Gegensatz zu Gas weisen
Batterieneine sehrhoheEnergie-
effizienz auf: Sie geben bis zu 95
ProzentdeseingespeistenStroms
wiederab.DieKosten sindmit 30
RappenproKilowattstundehoch;
sie sollen bis 2025 auf unter 20
Rappen pro Kilowattstunde sin-
ken.BeimEinsatz inFahrzeugen
liegt der Nachteil der Batterien

vor allem in ihrem hohen Ge-
wicht.

Der Regierungsrat sieht sich
durch den Grundlagenbericht in
seiner Energiepolitik bestätigt.
Bei einemÜberangebot anStrom
aus erneuerbaren Energien setzt

er auf kostengünstige Möglich-
keiten wie die Steuerung des
Stromverbrauchs, die Abschal-
tungvonSpitzenlieferungenund
dieVerwendungvorhandenerde-
zentraler Batteriespeicher. Ein
Teil der Empfehlungen des Be-

richtswird lautRegierungsrat be-
reits umgesetzt, so die Installa-
tionvonWärmepumpenundBat-
teriespeichern.DerKantonprüfe
beiderBeschaffungvonFahrzeu-
gen, ob Elektrofahrzeuge einge-
setztwerdenkönnten.Zudemsei

ein Bericht zur E-Mobilität in Er-
arbeitung. Der Energiespeicher-
Bericht geht auf einenAntragvon
Stefan Leuthold zurück. Der
FrauenfelderGLP-Kantonsrat ist
zufriedenmit demResultat. Der
Bericht sei «nötig und wichtig».
Jetzt sei die Behauptung wider-
legt, dass erneuerbare Energien
dasStromnetzausdemGleichge-
wichtbrächten.DerBericht kom-
me vielleicht zwei, drei Jahre zu
früh. In naher Zukunft werde es
noch höhere Stromüberschüsse
geben. Schade sei es, dass die
Umwandlung von Strom in Gas
so teuer sei, «wenn der Energie-
preis so tief ist wie jetzt». Der
Thurgau könne nicht allein Ben-
zinundDiesel durchWasserstoff
ersetzen. Dafür würde es laut
Leuthold eine nationale Len-
kungsabgabe brauchen.

Noch ein Energiebericht
Bodensee ZweiThurgauer SVP-
Kantonsräte und 56 Mitunter-
zeichner wollen Genaueres über
die Möglichkeit erfahren, Ener-
gie mit Wärmepumpen aus dem
Bodensee und demRhein zu ge-
winnen. Der Regierungsrat soll
beauftragtwerden, einenBericht

zuerstellen.Dieser soll inZusam-
menarbeit mit dem Kanton
St. Gallen erarbeitet werden,
weshalb dort am 23. April ein
gleichlautender Vorstoss einge-
reicht werde. Auch Deutschland
undÖsterreichsolleneinbezogen
werden.DieAntragsteller,Hans-

peter Gantenbein und David
Zimmermann, stammen aus
Wuppenau respektive Braunau.
BeideOrte liegenamNollenweit
weg vomSee und sind als Stand-
orte von Windkraftanlagen ge-
eignet,wogegenmansichvorOrt
jedochwehrt. (wu)

Coop betreibt seit 2016 eineWasserstofftankstelle im aargauischen Hunzenschwil. Bild: Gaëtan Bally/Keystone

Sozialhilfe unter der Lupe
Fragen Die beiden SVP-Kantonsräte Pascal Schmid undUrs

Martinwollen Transparenz bei den Langzeit-Sozialhilfebezügern.

Zwar garantiere die Bundesver-
fassung jedem in der Schweiz le-
benden Menschen einen An-
spruch auf Hilfe in Notlagen,
schreiben die SVP-Kantonsräte
Pascal Schmid (Weinfelden)und
Urs Martin (Romanshorn) in
ihrer Interpellation. Doch sehe
die Verfassung auch vor, dass je-
dermannVerantwortung für sich
selberwahrnehmeundnach sei-
nenKräften zur Bewältigungder
Aufgaben in Staat und Gesell-
schaft beitrage. «Die Realität
sieht leider zunehmend anders
aus», findenSchmidundMartin.
Nicht seltenhandlees sichbeiSo-
zialhilfebezügern «um Auslän-

der, denen das Aufenthaltsrecht
entzogenwerden könnte».

WievielePersonen
undwievielGeld

Mit ihrem Vorstoss möchten die
Kantonsräte gegenüber der Öf-
fentlichkeitTransparenzherstel-
len. Sie fragennicht nurnachder
Anzahl Personen, welche seit
mehr als zwei, fünf beziehungs-
weise zehn Jahren durchgehend
GeldvonderSozialhilfe erhalten,
sondern auchnach derHöheder
Unterstützung pro Person und
Jahr.Weiter soll der Regierungs-
ratüberdenAnteil anAusländern
informierenunddarüber,wievie-

le unter ihnen «vorher nie oder
nicht länger als zwei Jahre Steu-
ern bezahlt haben».

WissenwollendieParlamen-
tarier ferner, wie vielen Auslän-
dern, die seitmehrals einemJahr
sozialhilfeabhängig sind, in den
letzten Jahren trotzdem die Auf-
enthalts- undNiederlassungsbe-
willigungerteilt beziehungsweise
diese nicht widerrufen worden
ist. Eine weitere Frage zielt auf
das Ausmass des Familiennach-
zugs bei sozialhilfeabhängigen
Ausländern ab.
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Lohngleichheit: Druck
auf Kantonwird erhöht

Politik Die SP-Kantonsrätinnen
Nina Schläfli (Kreuzlingen) und
Sonja Wiesmann (Wigoltingen)
nehmen einen neuen Anlauf.
Nachdem der Regierungsrat im
Dezember2017auf ihreEinfache
Anfrage geantwortet hatte, dass
er die «Charta der Lohngleich-
heit imöffentlichenSektor»nicht
unterschreibenwill, schiessen sie
einen neuen Vorstoss nach: Den
Antrag«GleicherLohnfürgleich-
wertige Arbeit» haben 31 Kan-
tonsrätinnen und Kantonsräte
mitunterzeichnet.Damit soll der
Thurgauer Regierungsrat beauf-
trag werden, die Charta doch
noch zu unterzeichnen. Ferner
soll er über die Einhaltung der
Lohngleichheit regelmässig Be-
richt erstatten. ImneuenVorstoss

argumentieren die Politikerin-
nen, dassdieLohngleichheit von
Mann und Frau auch 36 Jahre
nach deren Verankerung in der
Verfassung noch nicht überall
Realität sei. Sie halten zwar fest,
dassdieSituation inderkantona-
len Verwaltung besser sei als an-
derswo. «Mit bis zu 3,9 Prozent
Lohndifferenz aber immer noch
ungenügend.» Diese Zahl
stammt aus einer Überprüfung
des Kantons aus dem Jahr 2012,
sie klammert Lehrpersonen aus.
Der Regierungsrat hielt im De-
zember fest, dass sichderKanton
unter der vom Bund definierten
Toleranzschwelle von fünf Pro-
zent bewege. Die Politikerinnen
findenaber, derKanton sollemit
gutemBeispiel vorangehen. (seb.)

FDP unterstützt
Ogg einstimmig

Nomination DieThurgauerFDP-
Fraktion unterstützt einstimmig
die Kandidatur von Marcel Ogg
für das Präsidium des Oberge-
richts. Die Kantonsräte der FDP
sindüberzeugt, dass sichmitdem
46-jährigen Frauenfelder Ober-
richterundehemaligenStaatsan-
walt ein fachlichundmenschlich
bestens ausgewiesenerKandidat
fürdiesewichtigeFührungsposi-
tion zur Wahl stellt, heisst es in
einer Mitteilung. Die Wahl des
Nachfolgers oderderNachfolge-
rin von Obergerichtspräsident
ThomasZweidler, derEndeSep-
tember inPensiongehenwird, er-
folgt am23.Mai durchdenGros-
sen Rat. Zur Wahl steht auch
Anna Katharina Glauser Jung
(SVP). (red)


